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300-15-1-J 

Bayerisches Hinterlegungsgesetz 
(BayHintG) 

Vom 23. November 2010 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt ge­
macht wird: 

Art. 1 
Art. 2 
Art. 3 
Art. 4 
Art. 5 
Art. 6 
Art. 7 
Art. 8 

Art. 9 
Art. 10 
Art. 11 
Art. 12 
Art. 13 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil 

.. "-.llgemeine Bestimmungen 

Anwendungsbereich 
Hinterlegungsbehörden 
Justizverwaltung 
Abgabe an eine andere Hinterlegungsstelle 
Beteiligte 
Akteneinsicht 
Entscheidungen der Hinterlegungsstellen 
Rechtsbehelfe 

Zweiter Teil 

Hinterlegungsverhältnis 

Hinterlegungsfähige Gegenstände 
Begründung des Hinterlegungsverhältnisses 
Antrag auf Hinterlegung 
Vollziehung der Hinterlegung 
Staatliche Pflichten aus dem Hinterlegungsverhält­
nis 

Dritter Teil 

Verwaltung des hinterlegten Gegenstands 

Art. 14 Anzeige der Hinterlegung 
Art. 15 Benachrichtigungen 
Art. 16 Verzinsung 
Art. 17 Wertpapiere, Kostbarkeiten 

Vierter Teil 

Herausgabe 

Art. 18 Beendigung des Hinterlegungsverhältnisses 
Art. 19 Antrag auf Herausgabe 
Art. 20 Empfangsberechtigung 
Art. 21 Erklärung über die Bewilligung 
Art. 22 Genehmigung der Herausgabe 
Art. 23 Vollziehung der Herausgabe 

Fünfter Teil 

Ausschluss der Herausgabe 

Art. 24 Dreißigjährige Frist 

Art. 25 Einunddreißigjährige Frist 
Art. 26 Verfall 

Sechster Teil 

Privatrechtiiche Hinterlegung 

Art. 27 Hinterlegung von Wertpapieren bei Kreditinstitu­
ten 

Art. 28 Genehmigungspflicht 

Siebter Teil 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Art. 29 Übergangsbestimmungen 
Art. 30 Änderung weiterer Rechtsvorschriften 
Art. 31 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Erster Teil 

Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für Hinterlegungsverfahren bei 
den Justizbehörden des Freistaates Bayern. 

Art. 2 

Hinterlegungsbehörden 

(1) Hinterlegungsgeschäfte werden von den Hin­
terlegungsstellen und der Hinterlegungskasse wahr­
genommen. 

(2) Die Aufgaben der Hinterlegungsstellen wer­
den den Amtsgerichten übertragen. 

(3) Die Aufgaben der Hinterlegungskasse werden 
der Landesjustizkasse Bamberg übertragen. 

(4) Das Staatsministerium der Justiz und für Ver­
braucherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverord­
nung ein Amtsgericht als Hinterlegungsstelle für die 
Bezirke mehrerer Amtsgerichte zu bestimmen oder 
die Wahrnehmung bestimmter Hinterlegungsge­
schäfte einer oder mehreren Hinterlegungsstellen ZU 

übertragen. 
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Art. 3 

Justizverwaltung 

'Hinterlegungsgeschäfte sind Angelegenhei­
ten der Justizverwaltung. 2Sie werden in der Regel 
von Beamten des gehobenen Dienstes wahrgenom­
men. 

Art. 4 

Abgabe an eine andere Hinterlegungsstelle 

(1) 'Die Hinterlegungsstelle kann ein bei ihr an­
hängiges Verfahren an eine andere Hinterlegungs­
stelle abgeben, wenn diese zur Übernahme bereit ist 
und die Übernahme sachdienlich erscheint. 2Einigen 
sich die Stellen nicht, entscheidet die gemeinsame 
Aufsichtsbehörde. 

(2) 'Entscheidungen nach Abs. 1 sind unanfecht­
bar. 2Die übernehmende Hinterlegungsstelle hat die 
Beteiligten von der Übernahme des Verfahrens zu be­
nachrichtigen. 

Art. 5 

Beteiligte 

(1) Am Hinterlegungsverfahren ist beteiligt, wer 
die Annahme zur Hinterlegung nach Art. 11 oder die 
Herausgabe nach Art. 19 beantragt. 

(2) 'Beteiligter ist auch, wer vom Antragsteller 
schriftlich als Empfänger des herauszugebenden Ge­
genstands bezeichnet wird. 2Die Bezeichnung kann 
auch nach AntragsteIlung erfolgen und ist widerruf­
lich. 3Mit dem Widerruf endet die BeteiligtensteIlung 
des Bezeichneten. 

(3) Beteiligt sind ferner Behörden oder Gerichte, 
die ein Ersuchen an die Hinterlegungsstelle richten. 

Art. 6 

Akteneinsicht 

Die Beteiligten sind entsprechend Art. 29 
des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(BayVwVfG) zur Einsicht in die Hinterlegungsakten 
berechtigt. 

Art. 7 

Entscheidungen der Hinterlegungsstellen 

'Entscheidungen der Hinterlegungsstellen sollen 
schriftlich ergehen. 2Sie sind entsprechend Art. 41 
BayVwVfG bekannt zu geben und entsprechend 
Art. 39 BayVwVfG zu begründen. 

Art. 8 

Rechtsbehelfe 

(1) lGegen Entscheidungen der Hinterlegungs­
steIlen findet die Beschwerde statt. 2Die Beschwerde 
ist schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle ein­
zulegen. 

(2) IHält die Hinterlegungsstelle die Beschwerde 
für begründet, hilft sie ihr ab. 2 Andernfalls legt sie die 
Beschwerde unverzüglich dem dienstaufsichtführen­
den Richter des Amtsgerichts zur Entscheidung vor. 

(3) Gegen die Entscheidung über die Beschwerde 
findet der Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach 
§ 23 des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfas­
sungsgesetz statt. 

Zweiter Teil 

Hinterlegungsverhältnis 

Art. 9 

Hinterlegungsfähige Gegenstände 

(1) Nach diesem Gesetz können 

1. Geldsummen (Geldhinterlegung) oder 

2. Wertpapierguthaben sowie Wertpapiere, Geldzei­
chen oder sonstige Urkunden und Kostbarkeiten 
(Werthinterlegung) 

hinterlegt werden. 

(2) Geld in fremden Währungen kann nur in Forrn 
von Geldzeichen hinterlegt werden. 

Art. 10 

Begründung des Hinterlegungsverhältnisses 

(1) Das Hinterlegungsverhältnis kommt zustande, 
sobald die Hinterlegungsstelle die Annahme des Ge­
genstands angeordnet hat und dessen Hinterlegung 
vollzogen ist. 

(2) Die Hinterlegungsstelle ordnet die Annahme 
zur Hinterlegung an 

1. auf einen Antrag gemäß Art. 11 oder 

2. auf Ersuchen der zuständigen Behörde oder des 
zuständigen Gerichts. 

(3) Die Annahmeanordnung ist dem Antragsteller 
und den weiteren gemäß Art. 5 Beteiligten bekannt 
zu geben. 
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(4) IWird der zu hinterlegende Gegenstand nicht 
binnen drei Monaten nach Bekanntgabe der Annah­
meanordnung in Hinterlegung genommen, so wird 
die Annahmeanordnung gegenstandslos. 2Hierauf ist 
in der Annahmeanordnung hinzuweisen. 

(5) lAuf die Annahmeanordnung finden Art. 48 
und 49 BayVwVfG entsprechende Anwendung. 
2Rücknahme oder Widerruf sind in gleicher Weise be­
kannt zu geben wie die Annahmeanordnung. 

Art. 11 

AntrClg Clllf Hinterlegung 

(1) Der Antrag auf Hinterlegung ist schriftlich 
oder zu Protokoll der Geschäftsstelle zu stellen. 

(2) Der Antrag hat zu enthalten 

1. den Namen oder die Firma sowie die Anschrift 
des Antragstellers und der möglichen Empfän­
ger, 

2. bei der Hinterlegung von Geldsummen oder 
Geldzeichen den Betrag und die Währung, 

3. bei der Hinterlegung von Wertpapierguthaben, 
Wertpapieren sowie sonstigen Urkunden die ge­
naue Bezeichnung und einen Wertbetrag, 

4. bei der Hinterlegung von Kostbarkeiten deren ge­
naue Beschreibung sowie den Wert, 

5. bei der Hinterlegung zur Befreiung von einer Ver­
bindlichkeit eine etwaige Erklärung des Antrag­
stellers, sich die Anzeige nach § 374 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) vorzubehalten. 

(3) IDer Antragsteller hat die Tatsachen, welche 
die Hinterlegung rechtfertigen, im Antrag darzule­
gen. 21st der Antragsteller durch eine Behörde oder 
ein Gericht zur Hinterlegung für berechtigt oder ver­
pflichtet erklärt worden, so ist dem Antrag eine Ab­
schrift der Entscheidung beizufügen. 

(4) Wird das Recht des Gläubigers zum Empfang 
des hinterlegten Gegenstands von der Bewirkung ei­
ner Gegenleistung abhängig gemacht, ist die Gegen­
leistung anzugeben. 

(5) In den Fällen des § 1171 BGB, des § 67 des 
Gesetzes über Rechte an eingetragenen Schiffen und 
Schiffsbauwerken sowie des § 67 des Gesetzes über 
Rechte an Luftfahrzeugen ist dem Antrag der Nach­
weis beizufügen, dass das Aufgebotsverfahren einge­
leitet ist. 

Art. 12 

Vollziehung der Hinterlegung 

Die Hinterlegung wird vollzogen 

1. bei Geldsummen durch Gutschrift auf einem von 
der Hinterlegungsstelle bezeichneten Konto oder 
in Eilfällen durch Bareinzahlung bei der zuständi­
gen Geldannahmestelle, 

2. bei Wertpapierguthaben durch Buchung auf ei­
nem von der Hinterlegungsstelle bezeichneten 
Depotkonto, 

3. bei anderen Gegenständen durch Übergabe an 
die zuständige Hinterlegungsstelle. 

Art. 13 

Staatliche Pflichten aus dem Hinterlegungsverhältnis 

Kraft des Hinterlegungsverhältnisses ist der Frei­
staat Bayern gegenüber dem Empfangsberechtigten 
verpflichtet, 

1. bei Geldhinterlegungen nach Anordnung der He­
rausgabe den der hinterlegten Geldsumme ent­
sprechenden Betrag gemäß Art. 23 Nr. 1 auszu­
zahlen, 

2. bei Werthinterlegungen den hinterlegten Ge­
genstand ordnungsgemäß zu verwahren und zu 
verwalten sowie diesen nach Anordnung der He­
rausgabe gemäß Art. 23 NI. 2 oder 3 herauszuge­
ben. 

Dritter Teil 

Verwaltung des hinterlegten Gegenstands 

Art. 14 

Anzeige der Hinterlegung 

(1) IHat der Antragsteller einen Vorbehalt nach 
Art. 11 Abs. 2 NI. 5 erklärt, hat er die Erstattung der 
Anzeige nach § 374 Abs. 2 BGB der Hinterlegungs­
stelle binnen eines Monats nach Antragstellung nach­
zuweisen. 2Wird der Nachweis nicht erbracht oder hat 
der Antragsteller einen Vorbehalt nach Art. 11 Abs. 2 
Nr. 5 nicht erklärt, gilt die Hinterlegungsstelle als er­
mächtigt, die Anzeige für den Antragsteller vorzuneh­
men. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 Satz 2 ist die Anzeiqe 
den weiteren Beteiligten nach den Vorschriften des 
Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstre­
ckungsgesetzes zuzustellen. 

Art. 15 

Benachrichtigungen 

(1) Die Hinterlegungsstelle benachrichtigt 
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1. von der Hinterlegung eines Sparbuchs den Aus­
steller des Sparbuchs, 

2. von einer Hinterlegung für unbekannte Erben das 
zuständige Nachlassgericht, 

3. von der Hinterlegung für einen Minderjährigen 
das zuständige Familiengericht, 

4. von der Hinterlegung für einen Betreuten oder im 
Rahmen eines Betreuungsverfahrens das zustän­
dige Betreuungsgericht, 

5. von der Hinterlegung des Bargebots das zuständi­
ge Vollstreckungsgericht. 

6. von der Hinterlegung einer Sicherheit nach den 
Vorschriften der Strafprozessordnung die zustän­
dige Staatsanwaltschaft. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 teilt die Hinterle­
gungsstelle den Namen, die Firma sowie die Anschrift 
der Beteiligten oder des Erblassers mit. 

Art. 16 

Verzinsung 

Hinterlegtes Geld wird nicht verzinst. 

Art. 17 

Wertpapiere, Kostbarkeiten 

(1) 'Die Hinterlegungsstelle verwahrt und verwal­
tet hinterlegte Wertpapierguthaben und Wertpapiere 
nach pflichtgemäßem Ermessen. 2Wertpapiergutha­
ben und Wertpapiere können einem vom Staatsminis­
terium der Justiz und für Verbraucherschutz bestimm­
ten Kreditinstitut zur Verwahrung und Verwaltung 
übergeben werden. 3Mit Einverständnis des Hinterle­
genden können verbriefte Wertpapiere während der 
Hinterlegung in stückelose Wertpapiere umgewan­
delt werden. 

(2) 'Die Hinterlegungsstelle kann durch einen 
Sachverständigen den Wert von Kostbarkeiten schät­
zen oder ihre Beschaffenheit feststellen lassen. 2Die 
Kosten hierfür trägt der Hinterlegende. 

Vierter Teil 

Herausgabe 

Art. 18 

Beendigung des Hinterlegungsverhältnisses 

(1) Das Hinterlegungsv~rhältnis endet, sobald die 
Hinterlegungsstelle die Herausgabe des hinterlegten 

Gegenstands angeordnet hat und dessen Herausgabe 
vollzogen ist. 

(2) Die Hinterlegungsstelle ordnet die Herausga­
be an 

1. auf einen Antrag gemäß Art. 19 oder 

2. auf Ersuchen der zuständigen Behörde oder des 
zuständigen Gerichts. 

(3) In den Fällen des Abs. 2 ist die Herausgabe­
anordnung dem Antragsteller und dem bezeichneten 
Empfänger sowie den weiteren gemäß Art. 5 Beteilig­
ten bekannt zu geben. 

(4) 'Wird der hinterlegte Gegenstand nicht binnen 
sechs Monaten nach Bekanntgabe der Herausgabe­
anordnung herausgegeben, wird die Herausgabean­
ordnung gegenstandslos. 2Hierauf ist in der Heraus­
gabeanordnung hinzuweisen. 

(5) lAuf die Herausgabeanordnung finden Art. 48 
und 49 BayVwVfG entsprechende Anwendung. 
2Rücknahme oder Widerruf sind in gleicher Weise be­
kannt zu geben wie die Herausgabeanordnung. 

Art. 19 

Antrag auf Herausgabe 

(1) Der Antrag auf Herausgabe ist schriftlich oder 
zu Protokoll der Geschäftsstelle zu stellen. 

(2) Der Antrag muss enthalten 

1. den Namen oder die Firma sowie die Anschrift 
des Antragstellers, des Empfängers sowie der 
weiteren Beteiligten, 

2. die Bezeichnung des herauszugebenden Gegen­
stands, 

3. die Darlegung und den Nachweis der Umstände, 
aus denen sich die Empfangsberechtigung des 
bezeichneten Empfängers ergibt. 

Art. 20 

Empfangs berechtigung 

(1) Die Berechtigung zum Empfang des hinterleg­
ten Gegenstands ergibt sich insbesondere 

1. im Fall der Hinterlegung zur Befreiung von einer 
Verbindlichkeit aus dem Recht des Hinterlegen­
den, den hinterlegten Gegenstand zurückzuneh­
men, 

2. aus einer Herausgabebewilligung der übrigen 
Beteiligten, die diese schriftlich oder zu Protokoll 
der Geschäftsstelle erklärt haben; die Bewilligung 
ist unwiderruflich, 
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3. aus einer rechtskräftigen gerichtlichen Entschei­
dung, die die Empfangsberechtigung mit Wir­
kung gegen die Beteiligten oder den Freistaat 
Bayern feststellt. 

(2) lIst zur Befreiung von einer Verbindlichkeit 
hinterlegt, so gilt die Bewilligung des Hinterlegenden 
als erteilt, wenn die Rücknahme des hinterlegten Ge­
genstands gemäß § 376 Abs. 2 BGB ausgeschlossen 
ist. 2Dies gilt nicht, wenn das Recht des Gläubigers 
vom Empfang einer Gegenleistung abhängig ge­
macht wird. 

(3) lDie Hinterlegungsstelle kann verlangen, dass 
ihr Erklärungen nach Abs. 1 NI. 1 oder 2 durch öffent­
liche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachge­
wiesen werden. 2Eine gerichtliche Entscheidung nach 
Abs. 1 NI. 3 ist in Ausfertigung vorzulegen. 

Art. 21 

Erklärung über die Bewilligung 

(1) lLegt der Antragsteller die nach Art. 20 Abs. 1 
NI. 2 erforderliche Bewilligung eines Beteiligten nicht 
vor, fordert die Hinterlegungsstelle auf seinen Antrag 
den Beteiligten zur Erteilung oder Ablehnung der Be­
willigung binnen eines Monats auf. 2Die Aufforderung 
nach Satz 1 ist dem Beteiligten nach den Vorschriften 
des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Voll­
streckungsgesetzes zuzustellen; auf die Rechtsfolge 
des Abs. 2 ist hinzuweisen. 

(2) Geht die nach Abs. 1 Satz 1 angeforderte Er­
klärung des Beteiligten bei der Hinterlegungsstelle 
nicht fristgerecht in schriftlicher Form ein, so gilt die 
Bewilligung als erteilt. 

Art. 22 

Genehmigung der Herausgabe 

Die Herausgabe bedarf 

1. der Genehmigung der Aufsichtsbehörde der Stif­
tung, wenn Gegenstände, die zu dem Vermögen 
einer Stiftung gehören, auf Grund stiftungsrecht­
licher Vorschriften oder Anordnungen hinterlegt 
sind, 

2. der Genehmigung der Fideikommissbehörde, 
wenn Gegenstände, die zu einem Familienfidei­
kommiss gehören oder gehört haben, auf Grund 
fideikommissrechtlicher Vorschriften oder An­
ordnungen hinterlegt sind; Entsprechendes gilt 
für Lehen, Stammgüter und sonstige gebundene 
Vermögen sowie Hausgüter und Hausvermö­
gen. 

Art. 23 

Vollziehung der Herausgabe 

Die Herausgabe erfolgt 

1. bei Geldsummen durch Gutschrift des Betrags auf 
einem Konto des Empfängers oder durch Baraus­
zahlung der Hinterlegungskasse, 

2. bei Wertpapierguthaben durch Übertragung auf 
ein Depotkonto des Empfängers, 

3. im Übrigen durch Übergabe des hinterlegten 
Gegenstands an den Empfänger bei derjenigen 
Hinterlegungsstelle, die den Gegenstand in Hin­
terlegung genommen hat. 

Fünfter Teil 

Ausschluss der Herausgabe 

Art. 24 

Dreißigjährige Frist 

(1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist die 
Herausgabe des hinterlegten Gegenstands nach 
Ablauf von 30 Jahren seit der Hinterlegung ausge­
schlossen, wenn nicht der Hinterlegungsstelle zum 
Zeitpunkt des Fristablaufs ein Antrag auf Heraus­
gabe vorliegt. 

(2) lBei Hinterlegungen auf Grund der §§ 1667, 
1814, 1818 oder 1915 BGB müssen außerdem 20 Jahre 
seit dem Zeitpunkt abgelaufen sein, zu dem die elter­
liche Sorge, die Betreuung, die Vormundschaft oder 
Pflegschaft be endet worden ist. 2In den Fällen der Ab­
wesenheitspflegschaft verbleibt es bei der in Abs. 1 
bestimmten Frist. 

Art. 25 

Einunddreißigjährige Frist 

(1) In den Fällen der §§ 382, 1171 Abs. 3 BGB, 
des § 67 des Gesetzes über Rechte an eingetragenen 
Schiffen und Schiffsbauwerken und des § 67 des Ge­
setzes über Rechte an Luftfahrzeugen sowie in den 
Fällen des § 117 Abs. 2 und der §§ 120, 121, 124, 126 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung ist die Herausgabe des hinterleg­
ten Gegenstands nach Ablauf von 31 Jahren ausge­
schlossen, wenn nicht der Hinterlegungsstelle zum 
Zeitpunkt des Fristablaufs ein Antrag auf Herausgabe 
vorliegt. 

(2) Die Frist beginnt 
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1. im Fall des § 382 BGB mit dem Zeitpunkt, zu dem 
der Gläubiger die Anzeige von der Hinterlegung 
empfangen hat, 

2. in den Fällen des § 1171 Abs. 3 BGB, des § 67 des 
Gesetzes über Rechte an eingetragenen Schiffen 
und Schiffsbauwerken sowie des § 67 des Geset­
zes über Rechte an Luftfahrzeugen mit dem Erlass 
des Beschlusses, durch den der Gläubiger mit sei­
nem Recht ausgeschlossen ist; das Gericht hat den 
Ausschließungsbeschluss der Hinterlegungsstelle 
mitzuteilen, 

3. in den Fällen des § 117 Abs. 2 und der §§ 124, 126 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung mit der Hinterlegung, 

4. in den Fällen der §§ 120, 121 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung 
mit dem Zeitpunkt, in dem die Bedingung einge­
treten ist, unter der hinterlegt ist; kann der Eintritt 
der Bedingung nicht ermittelt werden, beginnt die 
Frist mit dem Ablauf von zehn Jahren seit der Hin­
terlegung oder, wenn die Bedingung erst in einem 
späteren Zeitpunkt eintreten konnte, mit dem Ab­
lauf von zehn Jahren seit diesem Zeitpunkt. 

Art. 26 

Verfall 

lEin hinterlegter Gegenstand, dessen Herausgabe 
nach den vorstehenden Vorschriften ausgeschlossen 
ist, verfällt dem Freistaat Bayern. 2Zugleich erlöschen 
alle Ansprüche, die mit der Berechtigung zu seinem 
Empfang verbunden sind (Art. 13). 3Mit dem Verfall 
endet das Hinterlegungsverhältnis. 

Sechster Teil 

Privatrechtliche Hinterlegung 

Art. 27 

Hinterlegung von Wertpapieren bei Kreditinstituten 

(1) In den Fällen der §§ 1667, 1814, 1818 und 1915 
BGB können Wertpapierguthaben oder Wertpapiere 
auch bei der Deutschen Bundesbank hinterlegt wer­
den. 

(2) IIn den Fällen des Art. 22 kann auch bei der 
Deutschen Bundesbank hinterlegt werden. "Das gilt 
auch dann, wenn nach stiftungs- oder fideikommiss­
rechtlichen Vorschriften oder Anordnungen bei einer 
Justizbehörde zu hinterlegen ist. 

(3) Das Staatsministerium der Justiz und für Ver­
braucherschutz kann weitere Kreditinstitute für die 
Hinterlegung in den Fällen der Abs. 1 und 2 bestim­
men. 

Art. 28 

Genehmigungspflicht 

Auf Hinterlegungen bei Kreditinstituten findet 
Art. 22 entsprechende Anwendung. 

Siebter Teil 

Übergangs- und Schluss bestimmungen 

Art. 29 

Übergangsbestimmungen 

(1) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes anhängige 
Klagen und Rechtsbehelfsverfahren in Hinterlegungs­
sachen sind nach der bis zum Ablauf des 30. Novem­
ber 2010 geltenden Rechtslage abzuschließen. 

(2) In Hinterlegungssachen angefallene Zinsen 
werden mit Ablauf des 30. November 2010 fällig. 

(3) Bei den in § 21 Abs. 3 der Hinterlegungsord­
nung genannten Fällen beginnt die Ausschlussfrist 
gemäß Art. 24 am Tag des Inkrafttretens dieses Ge­
setzes. 

(4) Hat in Hinterlegungssachen vor dem 1. De­
zember 2010 die Frist gemäß § 22 der Hinterlegungs­
ordnung neu begonnen, so gilt diese Bestimmung in­
soweit fort. 

Art. 30 

Änderung weiterer Rechtsvorschriften 

(1) Das Landesjustizkostengesetz (LJKostG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Mai 2005 
(GVBl S. 159, BayRS 36-4-J) wird wie folgt geändert: 

1. Art. 5 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,,1. die Beträge, die bei der Besorgung von Ge­
schäften nach Art. 17 des Hinterlegungsge­
setzes an Banken oder an andere Stellen zu 
zahlen sind, " . 

2. Nm. 3 bis 5 der Anlage erhalten folgende Fas­
sung: 

NI. Gegenstand Gebühren 

,,3. Hinterlegungssachen 

3.1 Hinterlegung von Wertpapiergut­
haben, Wertpapieren, sonstigen 
Urkunden, Kostbarkeiten und 
Geldzeichen in jeder Angelegen­
heit, in der eine besondere 
Annahmeverfügung ergeht 10 bis 300 € 
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3.2 Jede Aufforderung nach 
Art. 21 Abs. 1 Satz 1 BayHintG 25 € 

3.3 Zurückweisung der 
Beschwerde 10 bis 300 € 

3.4 Zurücknahme der Beschwerde 10 bis 75 € 

4. Öffentliche Bestellung und allgemeine Beei­
digung von Dolmetschern oder Übersetzern 

4.1 für eine Sprache 

4.2 gleichzeitig für eine weitere 
oder mehrere weitere Sprachen: 
Die Gebühr Nr. 4.1 erhöht sich 
für jede weitere Sprache um 

100 € 

15 € 

5. Überlassung einer gerichtlichen Entscheidung 
auf Antrag nicht am Verfahren beteiligter 
Dritter 

5.1 Bei Herstellung und Überlassung 
in Papierform oder per Telefax: 
Für bis zu 10 Seiten 10 € 
für die 11. bis 50. Seite zzgl. 0,50 € 

für jede weitere Seite 
ab der 51. Seite zzgl. 0,15 € 

für jede weitere Seite 

5.2 Bei Herstellung und Überlassung als 
elektronisches Dokument 
(unabhängig vom Umfang) 7,50 € 

je übermittelter Datei 

(1) Neben der Gebühr werden Auslagen 
nicht erhoben. 

(2) Die Behörde kann von der Erhebung 
der Gebühr ganz oder teilweise absehen, 
wenn gerichtliche Entscheidungen für Zwe­
cke verlangt werden, deren Verfolgung über­
wiegend im öffentlichen Interesse liegt. 

(3) § 7a JVKostO ist entsprechend anzu­
wenden." 

(2) Art. 30 des Gesetzes zur Ausführung des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs und anderer Gesetze -
AGBGB - (BayRS 400-1-J), zuletzt geändert durch 
§ 1 Nr. 90 des Gesetzes vom 7. August 2003 (GVEl 
S. 497), wird aufgehoben. 

(3) Das Gesetz zur Ausführung des Gesetzes zur 
Reform des Rechts der Vormundschaft und Pfleg­
schaft für Volljährige (Gesetz zur Ausführung des Be­
treuungsgesetzes - AGBtG) vom 27. Dezember 1991 
(GVEl S. 496, BayRS 404-1-J), zuletzt geändert durch 
§ 4 des Gesetzes vom 23. Mai 2006 (GVEl S. 303), wird 
wie folgt geändert: 

1. Art. 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort" Vormundschaftsge­
richts" durch das Wort "Betreuungsgerichts " 
ersetzt und nach dem Wort "Gesetzbuchs" 
die Abkürzung" (BGB)" eingefügt. 

b) In Satz 2 werden das Wort "Vormundschafts­
gerichts" durch das Wort "Betreuungsge­
richts" sowie die Worte "des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs" durch die Abkürzung "BGB" 
ersetzt. 

2. In Art. 2 Abs. 1 Satz 2 werden das Wort" Vormund­
schaftsgerichten" durch das Wort "Betreuungsge­
richten" und die Worte ,,§ 5 des Betreuungsbe­
hördengesetzes (BtBG) vom 12. September 1990 
(BGEl I S. 2002, 2025)" durch die Worte" § 5 des 
Gesetzes über die Wahrnehmung behördlicher 
Aufgaben bei der Betreuung Volljähriger (Betreu­
ungsbehördengesetz - BtBG) vom 12. September 
1990 (BGEl I S. 2002, 2025) in der jeweils gelten­
den Fassung" ersetzt. 

3. In Art. 3 werden die Worte "Bürgerliches Gesetz­
buch" durch die Abkürzung "BGB" ersetzt. 

4. In Art. 5 werden die Worte '" Familie und Sozi­
alordnung" durch die Worte "und Sozialordnung, 
Familie und Frauen" ersetzt. 

5. Art. 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte" § 1 Abs, 1 
Satz 2 NI. 2 des Berufsvormündervergü­
tungsgesetzes (BVormVG) vom 25. Juni 1998 
(BGEl I S. 1580, 1586)" durch die Worte" § 4 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des Gesetzes über die 
Vergütung von Vormündern und Betreuern 
(Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz 
- VBVG) vom 21. April 2005 (BGBI I S. 1073, 
1076), geändert durch Art. 53 des Gesetzes 
vom 17. Dezember 2008 (BGEl I S. 2586)," er­
setzt. 

b) In Abs. 3 Satz 1 werden nach der Abkürzung 
,,(BayHSchG)" die Worte "in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Oktober 1998 (GVBl 
S. 740, BayRS 2210-1-1-WFK) in der jeweils 
geltenden Fassung" eingefügt. 

cl Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Die Vorschriften des Art. 85 Abs. 2 bis 4 
BayHSchG zum weiterbildenden Studium fin­
den entsprechende Anwendung; für die Zeit 
vom 1. April 2004 bis zum 30. Juni 2004 finden 
insofern die Vorschriften des Art. 85 Abs. 3 bis 
5 BayHSchG entsprechende Anwendung. " 

d) In Abs. 5 werden nach den Worten "Staats­
ministerium der Justiz" die Worte "und für 
Verbraucherschutz" eingefügt und die Worte 
'" Frauen und Gesundheit" durch die Worte 
"und Frauen" ersetzt. 
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e) Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 wird das Wort" Berufsvormünder­
vergütungsgesetz " durch die Worte "Vor­
münder- und Betreuervergütungsgesetz " 
ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte ,,§ 1 Abs. 1 
Satz 2 BVormVG" durch die Worte ,,§ 4 
Abs. 1 Satz 2 VBVG" ersetzt. 

(4) In Art. 1 Abs. 4 des Bayerischen Verwaltungs­
zustellungs- und Vollstreckungsgesetzes - VwZVG -
(BayRS 2010-2-1). zuletzt geändert durch § 2 des Ge­
setzes vom 27. 1uli 2009 (GVBl S. 376), werden die 
Worte "und der Hinterlegungsordnung" gestrichen. 

(5) Art. 5 Abs. 2 Nr. 34 des Gesetzes über die Or­
ganisation der ordentlichen Gerichte im Freistaat Bay­
ern - GerOrgG - (BayRS 300-2-2-1). zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 24. 1uli 2007 (GVBl S. 537), erhält 
folgende Fassung: 

,,34. Amtsgerichtsbezirk Kempten (Allgäu) 

Kreisfreie Stadt Kempten (Allgäu) und Landkreis 
Oberallgäu mit Ausnahme des in Nr. 62 dem Amts­
gericht Sonthofen zugewiesenen Gebiets." 

Art. 31 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 2010 in 
Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 30. November 2010 treten die 
Hinterlegungsordnung vom 10. März 1937 (BayRS 
300-15-1-1). zuletzt geändert durch § 1 Nr. 88 des 
Gesetzes vom 7. August 2003 (GVBl S. 497), und die 
Verordnung zur Durchführung der Hinterlegungsord­
nung vom 12. März 1937 (BayRS 300-15-1-1-1) außer 
Kraft. 

München, den 23. November 2010 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Horst See hof e r 
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